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Etzelwerk kommt erst
2022 zur Abstimmung
Einsiedeln DasZeitkorsettwirdnoch-
mals enger. Bezirk und Kanton gehen
davon aus, dass Einsiedeln und die
Höfeerst 2022überdieErneuerungder
Konzession abstimmen können.

Ein Jahr, nachdem sich Konzes-
sionsgeber und Konzessionsnehmer
prinzipiell auf einen neuen Etzel-
werk-Vertraggeeinigthaben, gerätman
gegenüber dem ursprünglichen Fahr-
planweiter insHintertreffen.

Die ehemals für Frühling 2019 er-
wartete Abstimmung in den Bezirken
Einsiedeln und Höfe verschiebt sich
einmalmehrnachhinten.Wiedaskan-
tonale Umweltdepartement und der
Bezirksrat Einsiedeln auf Nachfrage
unserer Zeitung gemeinsam erklären,
gehtman imKantonSchwyzdavonaus,
dass der Abstimmungstermin Herbst
2021 nicht eingehalten werden kann,
sondern auf das nächste Jahr verscho-
benwerdenmuss.

DieRenaturierungdesBreitrieds
inUnteribergentfällt
Ende2022 läuftVertrag ab.DerGrund
für die erneute Verzögerung liegt im
Konzessionsgesuch selbst, dessen Er-
arbeitungaufwendiger ist als ursprüng-
lich gedacht.

Die Umweltauflagen für die Er-
neuerung sind jedoch gelockert wor-
den. Die Renaturierung des Breitrieds
in Unteriberg entfällt. Dank eines von
SVP-Nationalrat Albert Rösti einge-
reichtenpolitischenVorstosses sinddie
Auflagen nun weniger einschneidend
gestaltet. Die SBB bestätigen, dass der
Umweltverträglichkeitsbericht noch-
mals überarbeitet werden musste und
nun weniger Ausgleichs- und Ersatz-
massnahmen notwendig sind. (vk)

SVP sagt dreimal Ja,
GLP einmal Nein
Kanton Die beiden Schwyzer Kanto-
nalparteien SVP und GLP haben ihre
Parolen für den 7. März beschlossen.
BeideParteien«tagten»coronabedingt
einmalmehr digital.

Bei der SVP waren die Parolen für
die Volksinitiative «Ja zum Verhül-
lungsverbot»undzumvonNationalrat
Pirmin Schwander präsentierten Frei-
handelsabkommen mit Indonesien
nicht umstritten. Für beide Vorlagen
wurde klar die Ja-Parole beschlossen.

Mehr zu kämpfen hatte SVP-Präsi-
dentWalterDuss.Er setzte sich fürdas
Bundesgesetz über die elektronischen
Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz
ein). Nach intensiver Diskussion sei
dann die Ja-Parole mit einer 60-Pro-
zent-Mehrheit beschlossen worden,
wurde gesternmitgeteilt.

KlaresgrünliberalesNein
zumBurkaverbot
Auch die Schwyzer Grünliberalen be-
schlossen ihreParolenzudeneidgenös-
sischen Vorlagen. Anders als die SVP
sind dieGrünliberalen aber klar gegen
eineVerankerungdesBurkaverbotes in
der Bundesverfassung.

Es gebe schlicht kein Problem, das
eine Regelung auf Verfassungsgebene
rechtfertigen würde, schreibt die GLP
in einer Medienmitteilung: «Für die
Grünliberalen ist es undenkbar und
einer liberalen Demokratie nicht wür-
dig, imRahmen einesAusführungsge-
setzes zur Verfassungsbestimmung
Kleidervorschriften einzuführen.»

Die Schweiz brauche aber mög-
lichst schnell einegesetzlicheGrundla-
ge für eine E-ID. Das jetzt vorliegende
Gesetz an der Urne zurückzuweisen
und damit weitere Jahre zu verlieren,
sei fürdie SchwyzerGrünliberalendes-
halb keineOption. (adm/pd)

Lockerungen in Altersheimen
Besucher dürfenwieder einfacher ihre Angehörigen besuchen.

Andreas Seeholzer

Die Pandemie schwächt immer mehr
ab, wie auch Regeländerungen in den
SchwyzerAltersheimendeutlichzeigen:
DieEinschränkungenfürBesucherwer-
den hüben wie drüben gelockert. Die
Verhältnisse, beispielsweise in Bezug
aufdieRäumlichkeitenoderdieAnzahl
der Bewohnerinnen und Bewohner,
sind in den Altersheimen im Kanton
sehrunterschiedlich.DiekonkretenRe-
gelungenwerdenvondenInstitutionen
selbst erarbeitetundandieeigenenGe-
gebenheitenangepasst.DieseRegelun-
gen liegen im Verantwortungsbereich
der Alters- undPflegeheime.

In der Gemeinde Ingenbohl zum
BeispielwirddasAltersheimHeideweg
nach einer Schliessung wieder schritt-
weise geöffnet. Andernorts, wo die In-
frastruktur dies zulässt, sind Besuche
schon länger möglich. Heimleiter Ste-
fan Imhof vomAltersheimFrohsinn in
Oberarth sagt, dassbereits seitWochen
dieselben Besuchszeiten gelten, Besu-
che finden in diesem Altersheim in
einemBesucherpavillon statt.

Individuelles
Schutzkonzeptnötig
Bereits nach der ersten Welle, am 18.
Mai 2020,hatdasDepartementdes In-
nern entschieden, das generelle Be-
suchsverbot aufzuheben. Die Aufhe-
bung des generellen kantonalen Be-
suchsverbots setzt aber voraus, dass ein
individuelles Schutzkonzept, welches
die Hygiene- und Abstandsregeln des
Bundes imZusammenhangmitderCo-
vid-19-Pandemie umsetzt, vorhanden
seinmuss. «Es ist sinnvoll, dass die In-
stitutionen ihre Schutzkonzepte nach
deneigenenVerhältnissenausrichten»,
sagt Roland Wespi vom Departement
des Innern.VorbehaltenbleibenMass-
nahmen, die im Zusammenhang mit
einem Auftreten von Covid-19-Fällen
in Pflegeheimen stehen.

In Ingenbohl ist es aktuell so, dass
Besucher aufVoranmeldungeinenBe-
such imAltersheimHeidewegmachen
dürfen. Besuche sind vorerst aber nur
in der Cafeteria gestattet. Es können
höchstens zweiPersonenausdemglei-
chen Haushalt für maximal eine Stun-
de zu Besuch kommen.

Zum Alterszentrum Mythenpark
Goldau undChriesigarten in Arth sagt
HeimleiterWalterWipf, dass seit eini-

genTagenwiederBesuche imHaus im
Mehrzweckraum möglich seien. Be-
wohner können nun auch wieder das
Haus verlassen und ihre Angehörigen

auswärts treffen. Auch im Altersheim
Rubiswil in Ibach sind die Besuchszei-
tengelockert. BewohnerinnenundBe-
wohner, welche nicht in Quarantäne

und nicht in Isolation sind, können auf
Anmeldung am Nachmittag Besuche
erhalten.DieBesuchefinden inderCa-
feteria statt.

Ex-Mann von Multimillionärin muss ins Gefängnis
Das Strafgericht verurteilte den 63-JährigenwegenVeruntreuung, ungetreuerGeschäftsbesorgung,
Urkundenfälschung undErschleichung einer falschen Beurkundung.

DerSchweizer, dernachderHeiratmit
einerheute 59-jährigenErbineinerbe-
kannten Zürcher Industriellenfamilie
mit einemVermögen von rund 20Mil-
lionen Franken in Lachen wohnte, ist
vomStrafgericht zueiner teilbedingten
Freiheitsstrafe von 36 Monaten ver-
urteilt wurden. 18Monate davonmuss
er absitzen,dieübrigen18Monatewur-
den bedingt auf zwei Jahre ausgespro-
chen.DieStaatsanwaltschaft hatte eine
Freiheitsstrafe von siebeneinhalb Jah-
ren gefordert. Zudemhat der Beschul-
digte die Verfahrenskosten von rund
90000Frankenzubezahlen.DieZivil-
forderung seinerEx-Gattin inderHöhe
von mehreren Millionen Franken ver-
wies dasGericht auf den Zivilweg.

Die Frau hatte ihrem Gatten die
Verwaltung ihres beträchtlichen Ver-

mögensüberlassen.Dasie jederzeitZu-
griffauf ihreBankkontenhatte, bei den
zu tätigenden Investitionen mitsprach
und teilweise auch selberÜberweisun-
gen machte, qualifizierte das Gericht
den Mann nicht als berufsmässigen
Vermögensverwalter, wie das der
Staatsanwalt gefordert hatte.

MitGeldseinerFrau
für sichFirmengekauft
Der mehrfachen Veruntreuung habe
sich der Schweizer schuldig gemacht,
weil ermitGeldern seiner EhefrauAk-
tien zweierUnternehmungkaufte, die-
se auf seinen Namen eintragen liess
und sichnachderTrennungvon seiner
Frau weigerte, die Aktien herauszuge-
ben. Zudem eignete er sich ein Darle-
hen seiner Frau an eines dieser Unter-

nehmen an, indem er sich in der
Buchhaltung als Darlehensgeber be-
zeichnete.

Der mehrfachen ungetreuen Ge-
schäftsbesorgung schuldig gespro-
chenwurde derMann, weil er als ein-
ziger geschäftsführender Verwal-
tungsrateinerdieserUnternehmungen
Aktien einer anderen Firma übergab,
ohne die entsprechende finanzielle
Einlage zu leisten. Er überschrieb die-
se Aktien auf sich persönlich, ohne da-
für zu bezahlen. Andererseits gewähr-
te er sich von einer Firma Darlehen
von rund 2,8 Millionen Franken, ob-
wohl die Firma seit Jahren Verluste
schrieb. Schliesslich liess er sich die
von sich aus herabgesetzten Mietzin-
sen einer Liegenschaft in Zürich, die
er inMiteigentummit seiner Frau be-

sass, auf sein Privatkonto zahlen. Der
Urkundenfälschung machte er sich
schuldig, weil er die Unterschrift sei-
ner Frau fälschte. Wegenmehrfacher
Erschleichung einer falschen Beur-
kundung wurde er verurteilt, weil er
bei der Kapitalerhöhung einer Firma
falscheAngaben gegenüber demHan-
delsregisteramt gemacht hatte.

Schliesslichmachte er sichderVer-
untreuungauchgegenüber einemDrit-
ten schuldig,weil er alsVermögensver-
walter ihmanvertrauteGelder für eige-
ne Zwecke brauchte.

DasUrteil ist nochnicht rechtskräf-
tig. Es kann ans Kantonsgericht und
auchansBundesgerichtweitergezogen
werden.

Ruggero Vercellone

Das Alterszentrum der Gemeinde Ingenbohl. Bild: Christoph Clavadetscher

Jetzt sammeln Eltern Unterschriften
Kanton Eltern starten eine Petition
gegendieMaskentragpflicht fürKinder
und Jugendliche ab der 1. Sekundar-
schule. Seit Oktober 2020 gelten an
denSchulen imKantonnämlich solche
Bestimmungen. Die Schwyzer Rege-
lung ist sogar strenger als die aktuelle
Vorgabe des Bundes, die eineMasken-
pflicht erst abder Sekundarstufe II vor-
sieht.

Viele Eltern seien besorgt um die
negativen Auswirkungen dieser Mass-
nahmen,hält nundas«Aktionsbündnis
Urkantone für eine vernünftige Coro-
na-Politik» fest. Auf ihrer Homepage
ruft das Bündnis deshalb zur Unter-

schriftensammlung auf. Die Petition
läuft bis 7. März. Bis dahin sollen min-
destens500Unterschriftengesammelt
werden. Bereits haben 39 Erstunter-
zeichner ihre Unterstützung mit ihrer
Unterschrift gegeben.

OhneMaskenpflicht retourzur
«Selbstbestimmung»
Die Petition richtet sich direkt an Bil-
dungsdirektor Michael Stähli. Gefor-
dertwirdanstellederMaskenpflicht für
Kinder und Jugendliche bis Sekundar-
stufe I ein «zurück zur Selbstbestim-
mung»,wie sichRuthKündig vomAk-
tionsbündnisUrkantoneals betroffene

Mutter ausdrückt. Das mehrstündige
Tragen von Gesichtsmasken sei für
Kinder und Jugendliche «unnötig und
schädlich».

NebstdenkörperlichenRisikenma-
chendenLeutenvomBündnis auchdie
psychischen Folgen Sorge.

Kinder und Jugendliche genössen
aber gemäss Schweizer Bundesverfas-
sung einen «besonderen Schutz ihrer
Unversehrtheit und Förderung ihrer
Entwicklung».DeshalbkönntendieEl-
tern die Tragepflicht für ihre Kinder
nichtmehr längerhinnehmen.Esgehe
um die Kinder, «denn sie sind unsere
Zukunft». (adm)


